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;J3.&?1~:tt_~~2a~1amontskorr~sEon_d.~~ 17.Mai 1951. 

26~J 

d.er Abg.;Dr e P f 0 i -:f e x, Dxo S t übe J:', E ben b ich 1 0 r und-

Genossen, 

an dell Bundesministex für die.A.uswärtigen Äl'lgelegeilheiten ulid den Bundes­

ministe+ für Finanzen, 

betreffend die .Anwendung und die Ausleg"Lmg des Verwaltergesetzes vom 

26~701946, BGBL~Ir9157'V 

Nach § 21it&e des V~rwaltergesetRes vom 26.1.1946, BGBl.Nr.157, 

könn~n für UntorrielmnL'1gen öffentliche Verwalter bestellt werden,we~n 

wichtige öffentliche Intexessen an der Weiterführung des Unt'rnehmons oder 

ande:r.· Erhaltung und. Sichorßtellung der Verm.ögenschait vorliegen und die 

V<iJ:'f~gul1gsberccl1tigten 911twocLor am 13.3.,1938 die deutsche Staat.sangehörig­

keitbosessoncdor nach diesem Ta.ge in Österreich gologeneVcrmögunschaften 

von einer derartigen Pürson erworben habeno 

Der Sinn diesi:1r Gesetzosf)ostimmung ist offenb.ar der~. deutsche Unter­

nehmungen vori1.bergohond.uu-bo:l.' ästorroichische Leit~ und Kontrolle zu 

stellen und Ve:-C::::2ögonsve,::,s·chleppungen zu verhin~ern. Es handelt sich also 

um eine ausde:r.-Nach:b"J:'iegspsychose geborene Ausna_bestimmun.g, die, soweit 

sie deui;sohe "''!iaatsbürger betrif:ft, mit don Grundsä.tzen dea Völkerrechtes, 

soweit sie österreichiso:he J3undosbürger betrifft, mit Art.7 des 13undes­

Verfassu.ngsgesotz.ea kaum vereinbar sein dürfte, jedenfallS aber als eine 

vorübergehende Ausnav...msbestiIimro..ng engo auszulegen i~t. 

Wed.er. in diesOm. noch.in einem anderen Gesetz ist jede eh bestimmt, 

dass in einem unter öffentlioho:::" Verwaltung stehenden deutschenUnter~hmen 

deutsohe Staatsbürger nicht in einem Anstellungsverhältnis tätige-ein dürfen. 

Der Oberste Gerichtshof hat jedooh in seinem Urteil vom 22.9.1950, 

4 Ob/55/50? folgende nU.t der .A~ffassung der ersten und zweiten Instanz im 

Widerspruch stehende Ansicht entwickelts Durch die Zuläss:igkeit der Besteli-

lung 1Ton öffel1tli~hon YE!J:·waJ.to:O:-ll über deutsch.Vermögen "ist zum Ausdruck 

gebraoht f G.cSHH1 der Gosotzgebe:r :Ho JNrögl:ichkei t schaffen will,doutsohe 

Staatsbü1'ger yon der Ve:;:>wo.l"'mng d.er ihnen gehörigen Unterneh1ilungen auszu­

-schliosson~ Di0:;er ZWfJck yli.:ir'l~ ab Cl' nioht erreicht werden, lvonn gestattet 

ymrde, dass die Ehemänner o.()uts:Jher Geschäftsfrauel1, die bisher das ihren 

Gattin.!lcn gehörigo Unte:rnonHloll faktisch geleitet haben, sich nooh vifoiter 

in diesem Untorncbmen bütä:!i:tgen e Es entspricht daher den Absichto·n des 
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18.:Soiblatt 17.'Mai 1951 •. 

Vel'\7al tergesetzes, dass auch die Ehemä.nn?:!' der deutschen . Geschäftsfrauen, 

deren Unternehmen unter öffentlicher VerwaltUI'...g' gestellt 'Mlrdo, von der 

Mitarbeit im Unternehmen ausgesphaltet werden. \1 

Das ist ~ine auadehnende .!uslegung, die 'in einem vorüb ergehenden 

Ausna.~gesetz wie demvorl:i,egenden koine Stützo findet, 'Unnötige Härten 
. ' 

schafft und zu ähnlichen Ma~snf;l.hmen sei tons der Deutschen Bundesrepublik 

f'ührenJnÜsste. Anstatt sechs Ja~e r..acb}Kricgs?nde alles zu tun, um. die Be­

ziehungen zWischen Oaterreich und Westdoutschland ZQ.no·rmalisieren und daher 

zeitlioh überholte ö·ff'entliche Vorwaltungenwieder s'ufz'!,l.heben ,- sie, sind ja 

nicht zwingend vorgeschri~ben - und, duroh die öfföntlioheAufsieht zu er~ 

setzen, sohlägt der Oberste Gerichtshof mit seineraüsdehnenden .Auslegung 

den gegonteiligen Weg ein und schliesst de'L1.tsohe Staatsbürger von der '1üOSSP:'1 

Weiterbetätigung als Dienstnehm.er in einem un-tcr österreichischer Vorwaltlwr;, 

stehenden doutschen Unterna~me~ aus~ 
, ' 

E~- muss bei dieser GClegcnhei t dar-an er:irmert 'Worden, dass die Äl1Q.cr\mg 

-des § 22 des Vernaltergesetzes durch die Verwaltergesetznovelle vom 22.6 e 19':9 ~ 

13GBl.Nr.162, vorwiegend zu dem ZVlocke erfolgte, die schweren Schädigungen (1.<2 

Gesamtwirtschaft. die durch Verhängung der öffontlichon Vorwaltung über sago,·· 

na.nntes· deutsches Eigentum entßtehen,~ zu vermeid..en~ Durch ,die Novelliorung 

dieser Gesetzeastell.e (Möglichkeit der Eintragung deröfferitlichen Aufsicht 

in die 'ö·ffentlichen Bücher) wird. der von verschiedenen Seiten nur allzu~cxne 

ins Treffen geführten Verantwortlichkeit der östorreichischen Bundesregie-rung 

fÜr das'sogonannte deutsche Eigentum. gegenüber den Alliierten voll Rechnung 

~tragen urid trotzdem die überaus schädliche Wirkung derö ffentlichen Yer-
. . 

wal tungauf die. Wirtschaft vermieden, ind.em an S.telle der tiefeing'l"oifenden 

öffentlichen Verwaltung die mildore und wenigerschädlicllO öffentliChe Auf, ... 

sicht über deutsches Eigentum verhän~ \7erdon kanno 
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19. Beiblatt 

Die untorzeicaneten Abgeordneten stellon dahor an den Herrn Bundcs­

minister iür die AUsllärtigon 'Angq1egenhei'~en und an don Herrn :Bundosministu:..' 

für Finanzon die 

. . 

1.) Hält der Herr Bundesminister für die .Aus·wärligon A.ngelegenheiten 

nicht eine Verschärfung dea Verwaltergesetzes im Wego der ausdehnenden Aus­

legung zu Ungunsten deutscher Staatsbürger fär unzweckmässig und gutnachbar-. 

lichen Boziehungen zu der Deutschen Bundosropublik abträglich? Ist der 

Herr Minister .geneigt, für eine Normalisi ßrung der BoziohungcnundDeseiti ..... 

gung i.iberf'lüssigcr Härten und Ausnahmsbcstimmtmgcn oillzutret on? 

2.) Ist der Herr Bundesminist Cl.' für Finanzen bereit, 

8) entbehrliche öffentliche VerwaJ.tungen ehes:tons aufzuheben 

und an deronStelle im Sinne der VenmltGrgcsetznovelle 1949 die öffentliche 

Aufsicht zu verhängen sowie 

b) durch einart Erlass kla~rzustellen, dass gegen eine Weiterbe­

schäftigung deutscher Staatsbürger als Dienstnelufior in einem unter öffent­

licher VONel tung'oder öffentliche~ Aufsicht stehenden Unternehmen vom öeter­

reiahisQhen Standpunkt kein grundsätzlicho,ß BedoTkon besteht? 

.-",-.-Cl-...... ~-
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